
Accord amiable entre la Suisse et l’Allemagne 

 

Bern, 22.06.2021 - Das Staatssekretariat für internationale Finanzfragen SIF gibt bekannt, dass die 
Konsultationsvereinbarung vom 11. Juni 2020 zwischen der Schweiz und Deutschland über die 
Besteuerung von grenzüberschreitenden Arbeitnehmern während der COVID-19 Pandemie mindestens 
bis zum 30. September 2021 nicht gekündigt wird. Eine Kündigung der Vereinbarung durch einen 
Vertragsstaat wird ebenfalls durch eine Nachricht auf diesem Weg mitgeteilt werden.  

 
Konsultationsvereinbarung  zum Abkommen vom 11. August 1971 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf 
dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen betreffend die steuerliche Behandlung des 
Arbeitslohns sowie staatliche Unterstützungsleistungen an unselbständig Erwerbstätige (Arbeitskraft) 
während der Maßnahmen zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie vom 11. Juni 2020 einschließlich der 
Ergänzungen durch die Konsultationsvereinbarungen vom 30. November 2020 und 27. April 2021 

 
Gestützt auf Artikel 26 Absatz 3 des Abkommens vom 11. August 1971 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf 
dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, zuletzt geändert durch das 
Änderungsprotokoll vom 27. Oktober 2010 haben die zuständigen Behörden der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft angesichts der anhaltenden Maßnahmen zur 
Bekämpfung der COVID-19-Pandemie Folgendes vereinbart: 

 

1. Die Konsultationsvereinbarung vom 11. Juni 2020 einschließlich der Ergänzungen vom 

30. November 2020 sowie 27. April 2021 soll mindestens bis zum 30. September 2021 in Kraft bleiben 
und vorher nicht gekündigt werden. 

 

2. Da es sich bei der Konsultationsvereinbarung um eine außerordentliche und zeitlich begrenzte 
Maßnahme handelt, werden die zuständigen Behörden der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft zu gegebener Zeit die Situation der COVID-19-Pandemie erneut 
beurteilen und einander konsultieren. 

Bern, 21. Juni 2021 Berlin, 21. Juni 2021 

 

 

Für die zuständige Behörde der Für die zuständige Behörde der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft: Bundesrepublik Deutschland: 

 

Pascal Duss Michael Wichmann 


